
Aktenzeichen: 10 AZR 886/95
Bundesarbeitsgericht 10. Senat Urteil vom 28. August 1996

- 10 AZR 886/95 -
I. Arbeitsgericht 

Essen
II. Landesarbeitsgericht 

Düsseldorf

Urteil vom 27. April 1995
- 1 (6) Ca 3808/94 -
Urteil vom 08. November 1995
- 2 (3) Sa 825/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Wegfall der Geschäftsgrundlage eines Sozialplans

Gesetz:
BetrVG 1972 § 112; BGB § 242 Geschäftsgrundlage; ZPO § 148

Leitsatz:
Hat der Arbeitgeber mit der Durchführung einer geplanten Be­
triebsstillegung durch Kündigung aller Arbeitsverhältnisse 
begonnen, so entfällt die Geschäftsgrundlage des für die Be­
triebsstillegung vereinbarten Sozialplans, wenn alsbald nach 
Ausspruch der Kündigungen der Betrieb von einem Dritten über­
nommen wird, der sich bereit erklärt, alle Arbeitsverhält­
nisse zu den bisherigen Bedingungen fortzuführen. In einem 
solchen Fall ist der Sozialplan, der allein für den Verlust 
der Arbeitsplätze Abfindungen vorsah, den veränderten Um­
ständen anzupassen.
Bis zur erfolgten Anpassung ist ein Rechtsstreit über eine 
Abfindung aus dem zunächst vereinbarten Sozialplan in ent­
sprechender Anwendung von § 148 ZPO auszusetzen.
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Im Namen des Volkes!

10 AZR 886/95
2 (3) Sa 825/95 Düsseldorf

Verkündet am 
28. August 1996 Urteil
Susdorf,
Reg.-Sekretär
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 28. August 1996 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr.h.c. Matthes, die Richter Hauck und 
Dr. Mikosch sowie den ehrenamtlichen Richter Burger und die 
ehrenamtliche Richterin Tirre für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
8. November 1995 - 2 (3) Sa 825/95 - aufgeho­
ben .

2. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung - auch über die Kosten der Revi­
sion - an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  ;

Die Parteien streiten um eine Abfindung aus einem Sozial­
plan.

Der Kläger war seit 1985 bei der Beklagten als Schlosser be 
schäftigt.

Am 7. Februar 1994 beschloß die Beklagte, ihren in E ge
legenen Betrieb stillzulegen, in dem noch rund 350 Arbeitnehmer 
beschäftigt waren. Sie vereinbarte am 11. Februar 1994 mit ihrem 
Betriebsrat einen Interessenausgleich, in dem es u.a. heißt:

2. Betriebliche Maßnahmen
Aufgrund des am 07.02.1994 durch die Gesellschaf­
ter getroffenen Stillegungsbeschlusses werden 
folgende Maßnahmen eingeleitet:
2.1 Die Elektrolyse soll zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt abgefahren und stillgelegt wer­
den .

2.2 Die Gießereiproduktion wird am 30.06.1994 
eingestellt.
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I

2.3 Sämtliche Restarbeiten sollen am 30.09.1994 
enden.

3. Zustimmung des Betriebsrates
Der Betriebsrat stimmt den zuvor beschriebenen 
unternehmerischen Maßnahmen zu.

4. Personelle Maßnahmen/Sozialplan

Zum Ausgleich der wirtschaftlichen Nachteile gilt 
der Sozialplan vom 01.06.1993 analog.

Dieser Sozialplan war 1993 anläßlich eines durchgeführten 
Personalabbaus zwischen der Beklagten und dem Betriebsrat verein­
bart worden.

In diesem Sozialplan heißt es u.a.:

1. Geltungsbereich
Dieser Sozialplan gilt für alle Mitarbeiter 
... soweit sie ... im Zusammenhang mit den im 
Interessenausgleich (vom 01.06.1993) genannten 
Maßnahmen

durch Kündigung ausscheiden

3. Abfindung
Mitarbeiter, ... deren Arbeitsverhältnis durch 
Kündigung ... beendet wird, erhalten bei ihrem 
Ausscheiden eine Abfindung gern. §§ 9, 10 
KSchG.

(Es folgen Bestimmungen über die Berechnung der 
Abfindung).
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Am 21. Februar 1994 kündigte die Beklagte dem Kläger und 
allen Arbeitnehmern fristgemäß, dem Kläger zum 30. Juni 1994. In 
dem Kündigungsschreiben heißt es:

hiermit sprechen wir Ihnen die ordentliche, be­
triebsbedingte Kündigung Ihres Arbeitsverhältnis­
ses im Rahmen des Interessenausgleichs ... und 
des weiterhin gültigen Sozialplanes ... aus."

Ende April 1994 fand sich ein neugegründetes Unternehmen, 
die A GmbH, bereit, den stillzulegenden Betrieb der
Beklagten mit allen Arbeitnehmern zu übernehmen. Die Übernahme 
erfolgte dann aufgrund eines notariellen Vertrages vom 20. Mai 
1994 mit Wirkung zum 16. Mai 1994. Am 27. Mai 1994 kündigten so­
wohl die Beklagte als auch die A GmbH mit Schreiben ge­
genüber dem Betriebsrat den Interessenausgleich und Sozialplan 
vom 11. Februar 1994 fristlos wegen Wegfalls der Geschäftsgrund­
lage. Schon am 20. Mai 1994 hatten die Beklagte und die A 
GmbH durch ein Rundschreiben alle Arbeitnehmer der Beklagten wie 
folgt informiert:

Was die meisten nicht für möglich gehalten haben, 
ist uns in gemeinsamen Bemühungen mit unserem 
Partner ... doch gelungen

- die Erhaltung unseres Betriebes -
und damit die Arbeitsplätze unserer Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter zu sichern.
Rückwirkend zum 16. Mai 1994 hat die neugegründe­
te A GmbH die Geschäftsaktivitäten
der L -Gesellschaft mbH mit allen Rech­
ten und Pflichten übernommen.
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Der Stillegungsbeschluß ist damit hinfällig ge­
worden. Ihr Arbeitsplatz ist gesichert. Es bedeu­
tet aber auch, daß der Interessenausgleich und 
Sozialplan gegenstandslos geworden ist."

Dem Übergang ihres Arbeitsverhältnisses auf die A 
GmbH hat zunächst ein Großteil der Arbeitnehmer der Beklagten wi­
dersprochen .

In Bezug auf die fristlose Kündigung von Interessenausgleich 
und Sozialplan machte der Betriebsrat der Beklagten ein Beschluß­
verfahren anhängig, in dem die Fortgeltung von Interessenaus­
gleich und Sozialplan festgestellt werden sollte. Mit Rücksicht 
auf die dadurch heraufbeschworene Rechtsunsicherheit bot die A

GmbH allen Arbeitnehmern an, ihnen die Hälfte der nach dem 
Sozialplan zu berechnenden Abfindung gegen Verzicht auf weitere 
Ansprüche aus dem Sozialplan zu zahlen. Der Betriebsrat stimmte 
am 24. Juni 1994 einem solchen Verzicht der Arbeitnehmer auf mög­
liche Sozialplanansprüche zu.

Mit dieser Regelung erklärte sich der größte Teil der Ar­
beitnehmer der Beklagten einverstanden und wurde anschließend von 
der A GmbH weiterbeschäftigt.

Der Kläger und einige weitere Arbeitnehmer der Beklagten 
hatten ebenfalls dem Übergang ihres Arbeitsverhältnisses auf die 
A GmbH widersprochen, der Kläger mit folgendem - offen­
sichtlich vorgefertigten - Schreiben:

"Ich widerspreche hiermit dem Übergang meines Ar­
beitsverhältnisses von der L -Gesell-
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schaft auf die A GmbH, da die Zu­
kunftsaussichten des Unternehmens ungeklärt sind 
und mir der Betriebsübergang unzumutbar ist.
Ich weise darauf hin, daß mein Arbeitsverhältnis 
aufgrund betriebsbedingter Kündigung der L

-Gesellschaft am 30.06.1994 endet und die 
Sozialplanabfindung ... am Tage nach der Beendi­
gung meines Arbeitsverhältnisses fällig wird.
Diesen Sozialplananspruch mache ich sowohl gegen­
über der L -Gesellschaft wie gegenüber
der A GmbH ausdrücklich geltend.

(ggf, streichen:) Sie können mir den Neu-Abschluß 
eines Arbeitsvertrages ab Zeitpunkt des Wirksam­
werdens Ihrer Kündigung zu den bisherigen Bedin­
gungen anbieten."

Das Angebot der A GmbH, die Hälfte der Abfindung zu
zahlen, nahm der Kläger nicht an. Bei Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses am 30. Juni 1994 verweigerte die Beklagte die Zahlung 
einer Abfindung an den Kläger.

Dieser ist der Ansicht, er habe einen Anspruch auf Zahlung 
der Abfindung nach dem Sozialplan, da ihm betriebsbedingt gekün­
digt worden sei. Die Geschäftsgrundlage des Sozialplans sei nicht 
entfallen. Auch ergebe sich sein Abfindungsanspruch aus dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz, da die Beklagte noch am 31. Mai 1994 
mit dem Arbeitnehmer K. einen Aufhebungsvertrag mit voller Sozi­
alplanabfindung geschlossen habe.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte 
dung in Höhe 
aus dem sich 
1. Juli 1994

zu verurteilen, an ihn 
von 50.376,80 DM nebst 
ergebenden Nettobetrag 
zu zahlen.

eine Abfin- 
4 % Zinsen 
seit dem
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie ist der Ansicht, die Geschäftsgrundlage für den Interes­
senausgleich und Sozialplan sei entfallen. Wegen der Anpassung 
des Sozialplans sei mit dem Betriebsrat im Hinblick auf alle Ar­
beitnehmer verhandelt worden mit der Folge, daß ausgeschiedene 
Arbeitnehmer von den Leistungen aus dem Sozialplan ausgeschlossen 
seien. Der Aufhebungsvertrag mit dem Arbeitnehmer K. sei bereits 
am 18. Mai 1994 geschlossen worden.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte 
ihren Klageabweisungsantrag weiter, während der Kläger um Zurück­
weisung der Revision bittet.

E n t s e h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung damit be­
gründet, daß trotz der Fortführung des Betriebes durch die A

GmbH die Geschäftsgrundlage für den Interessenausgleich und 
Sozialplan nicht entfallen sei. Voraussetzung für eine Anpassung 
des Sozialplans wegen des Wegfalls der Geschäftsgrundlage sei 
u.a., daß der Beklagten die Erfüllung der Sozialplanansprüche 
nicht zugemutet werden könne. Davon könne nicht ausgegangen wer­
den. Wenn die Beklagte bei Stillegung des Betriebes das Sozial­
planvolumen von rund 23 Millionen DM hätte aufbringen können.
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müsse ihr dies erst recht nach einer Veräußerung des Betriebes 
möglich sein.

Mit dieser Begründung, die allein darauf abstellt, ob der 
Beklagten die Erfüllung der Sozialplanansprüche finanziell mög­
lich und zumutbar war, kann der Wegfall der Geschäftsgrundlage 
für den vereinbarten Sozialplan, auf den der Kläger seinen An­
spruch stützt, nicht verneint werden.

II.1. Dem Landesarbeitsgericht ist darin zuzustimmen, daß dem
Kläger zunächst infolge der ihm gegenüber ausgesprochenen be­
triebsbedingten Kündigung durch die Beklagte ein Anspruch auf 
Zahlung einer Abfindung, deren Höhe unter den Parteien unstreitig 
ist, entstanden ist. Nach Nr. 3 des Sozialplans vom 1. Juni 1993 
erhalten Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis durch Kündigung der 
Beklagten beendet wird, bei ihrem Ausscheiden eine Abfindung 
gemäß § 9, § 10 KSchG. Dieser Abfindungsanspruch, für den als 
Voraussetzung allein eine betriebsbedingte Kündigung durch die 
Beklagte normiert ist, entsteht mit dem Ausspruch der Kündigung 
(BAG Urteil vom 13. Dezember 1994 - 3 AZR 357/94 - AP Nr. 6 zu 
§ 4 TVG Rationalisierungsschutz; Hansen, Der EntstehungsZeitpunkt 
des Anspruchs auf eine Sozialplanabfindung, NZA 1985, 609, 611).

Damit hängt die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab, ob 
dieser Anspruch dadurch, daß die Beklagte die geplante Betriebs­
änderung letztlich nicht durchgeführt und den Interessenausgleich 
und Sozialplan "wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage" fristlos 
gekündigt hat, in seinem Bestand berührt worden ist.
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2. Mit der Frage, unter welchen Voraussetzungen und mit welchen 
Rechtsfolgen die Regelungen eines Sozialplanes geändert werden 
können, hat sich der Senat in seiner Entscheidung vom 10. August 
1994 (- 10 ABR 61/93 - AP Nr. 86 zu § 112 BetrVG 1972, auch zum 
Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmt) befaßt.

a) Der Senat hat in dieser Entscheidung dahingestellt sein las­
sen, ob ein Sozialplan überhaupt außerordentlich gekündigt werden 
könne. Gehe man davon aus, so würden seine Regelungen doch nach­
wirken, bis sie durch eine neue Regelung ersetzt würden. Die er­
setzende Regelung könne jedoch Ansprüche der Arbeitnehmer, die 
vor dem Wirksamwerden der Kündigung entstanden sind, nicht zuun­
gunsten der Arbeitnehmer abändern.

Die Beklagte hält diese Entscheidung für unzutreffend und 
eine fristlose Kündigung von Sozialplänen für zulässig. Diese 
Frage braucht auch im vorliegenden Verfahren nicht abschließend 
entschieden zu werden. Die Beklagte hat den Sozialplan erst 
fristlos gekündigt, nachdem den Arbeitnehmern des Betriebes be­
reits im Hinblick auf die geplante Betriebsstillegung betriebsbe­
dingt gekündigt und daher - wie dargelegt - deren Abfindungsan­
spruch entstanden war. Durch eine fristlose Kündigung und eine 
sich daran anschließende Neuregelung hätte daher der bereits ent­
standene Anspruch des Klägers auf die Abfindung nicht mehr geän­
dert oder ausgeschlossen werden können. An dieser Ansicht hält 
der Senat fest. Sie hat im Schrifttum Zustimmung gefunden (Plan- 
der, EWiR 1995, 331; Keßler, BB 1995, 1242; zustimmend insoweit 
auch Meyer, Abänderung von Sozialplanregelungen, NZA 1995, 974).
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b) Der Senat hat in der genannten Entscheidung weiter ausge­
sprochen, daß dann, wenn die Geschäftsgrundlage eines Sozialpla­
nes in Wegfall gerät und einem der Betriebspartner das Festhalten 
am Sozialplan mit dem bisherigen Inhalt nach Treu und Glauben 
nicht mehr zugemutet werden kann, dieser Sozialplan von den Be­
triebspartnern den veränderten tatsächlichen Umständen angepaßt 
werden könne. Die Anpassung könne derjenige Betriebspartner ver­
langen, der sich auf den Wegfall der Geschäftsgrundlage berufe. 
Verweigere der andere Betriebspartner die Anpassung, so habe dar­
über die Einigungsstelle verbindlich zu entscheiden. Die nach 
einem Wegfall der Geschäftsgrundlage erfolgende anpassende Rege­
lung könne auch schon entstandene Ansprüche der Arbeitnehmer zu 
deren Ungunsten abändern.

Damit unterscheidet sich eine Änderung eines Sozialplanes, 
die infolge des Wegfalls der Geschäftsgrundlage zulässig und 
notwendig wird, wesentlich von einer Neuregelung, die nach einer 
zulässigen ordentlichen oder außerordentlichen Kündigung des So­
zialplans für die Zukunft getroffen wird. Beiden Rechtsinstitu­
ten, Kündigung oder Wegfall der Geschäftsgrundlage, ist lediglich 
gemeinsam, daß durch sie der bisherige Sozialplan nicht von An­
fang an beseitigt wird und als Anspruchsgrundlage ausscheidet, 
sondern an seine Stelle eine Neuregelung treten muß. Sie unter­
scheiden sich dahin, daß im Falle der Kündigung die Neuregelung 
nur für die Zukunft Wirksamkeit entfalten kann, im Falle des Weg­
falls der Geschäftsgrundlage jedoch auch rückwirkend bereits ent­
standene Ansprüche der Arbeitnehmer aufgehoben oder in ihrem In­
halt geändert werden können.
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3. Im vorliegenden Fall ist entgegen der Ansicht des Landesar­
beitsgerichts die Geschäftsgrundlage für den Sozialplan weggefal­
len .

a) Bei Abschluß des Interessenausgleichs am 11. Februar 1994 
gingen die Betriebspartner davon aus, daß der Betrieb der Beklag­
ten stillgelegt wird. Es heißt im Interessenausgleich einleitend:

"Die anhaltende schwierige Lage in der Aluminium­
industrie und auf den Absatzmärkten hat die Ge­
schäftsführung der L veranlaßt, ... die zur 
Stillegung des Unternehmens erforderlichen 
Schritte einzuleiten. Von der geplanten Maßnahme 
sind alle Mitarbeiter der L betroffen."

Die geplanten betrieblichen Maßnahmen werden wie folgt um­
schrieben :

"Die Elektrolyse soll zum frühestmöglichen Zeit­
punkt abgefahren und stillgelegt werden.
Die Gießereiproduktion wird am 30.06.1994 einge­
stellt .
Sämtliche Restarbeiten sollen am 30.09.1994 
enden."

Weiter heißt es:

"Bedingt durch die Gesamtstillegung ... entfallen 
alle Arbeitsplätze.
Der Personalabbau erfolgt ... unter Einhaltung 
der für die Mitarbeiter günstigsten ... Kündi­
gungsfristen .
Zum Ausgleich der wirtschaftlichen Nachteile gilt 
der Sozialplan vom 01.06.1993 analog."
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Der Betriebsrat hat den beschriebenen unternehmerischen Maß­
nahmen im Interessenausgleich zugestimmt.

Der für anwendbar erklärte Sozialplan aus dem Jahre 1993, 
der anläßlich einer früheren Betriebseinschränkung vereinbart 
worden war, sieht für alle betriebsbedingt gekündigten Arbeitneh­
mer die Zahlung von Abfindungen vor, die nach einer bestimmten 
Formel errechnet werden. Die Zahlung der Abfindungen ist nicht 
davon abhängig gemacht, ob und wann der Arbeitnehmer einen neuen 
Arbeitsplatz findet oder ob ihm eventuell ein solcher sogar von 
der Beklagten angeboten wird. Damit gingen die Betriebspartner 
davon aus, daß alle von der Stillegung des Betriebes betroffenen 
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verlieren und unter Umständen 
kürzere oder längere Zeit arbeitslos sein werden. Als Ausgleich 
für diesen erwarteten Verlust des Arbeitsplatzes sollte die Ab­
findung gezahlt werden.

Dadurch, daß die A GmbH im Mai 1994 den Betrieb er­
warb und sich bereit erklärte, diesen fortzuführen und alle Ar­
beitnehmer des Betriebes zu den bisherigen Arbeitsbedingungen 
weiterzubeschäftigen, trat eine grundsätzlich andere Lage ein.

Zwar wurden durch den Erwerb des Betriebes die von der Be­
klagten bereits ausgesprochenen Kündigungen der Arbeitsverhält­
nisse nicht hinfällig. Die Arbeitsverhältnisse gingen vielmehr 
gemäß § 613 a BGB nur im gekündigten Zustand auf die A
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GmbH über. Diese hat sich aber allen Arbeitnehmern gegenüber be­
reit erklärt, diese zu den bisherigen Arbeitsbedingungen weiter­
zubeschäftigen, d.h. im Ergebnis die Kündigungen als nicht ausge­
sprochen zu betrachten. Damit hatte die Beklagte zusammen mit der 
A GmbH alles ihr mögliche getan, was sie, nachdem die
Kündigungen einmal ausgesprochen waren, noch tun konnte, um die 
Fortführung des Betriebes zu ermöglichen und den hier beschäftig­
ten Arbeitnehmern ihren Arbeitsplatz zu den bisherigen Arbeitsbe­
dingungen zu erhalten.

Durch diese Vorgänge hat sich eine wesentliche Voraussetzung 
des von den Betriebspartnern vereinbarten Sozialplanes grundle­
gend geändert. Während diese zunächst davon ausgegangen waren, 
daß alle Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verlieren würden, be­
stand nunmehr die Möglichkeit, diesen Arbeitsplatz zu den bishe­
rigen Arbeitsbedingungen trotz der ausgesprochenen Kündigungen zu 
behalten.

Unter diesen Umständen ist es der Beklagten nach Treu und 
Glauben nicht zuzumuten, die für den Verlust des Arbeitsplatzes 
gedachten Abfindungen noch zu zahlen, nachdem sie alles ihr mög­
liche dafür getan hatte, daß es nicht zum Verlust des Arbeits­
platzes, vielmehr zur unmittelbar anschließenden Fortbeschäfti­
gung zu den gleichen Arbeitsbedingungen kommen konnte. Darauf, ob 
die Beklagte nach der Veräußerung des Betriebes erst recht in der 
Lage war, das Sozialplanvolumen von rund 23 Millionen DM aufzu­
bringen - wie das Landesarbeitsgericht meint -, kommt es unter 
diesen Umständen nicht an. Sozialplanleistungen dienen nach § 112 
Abs. 1 BetrVG dem Ausgleich oder der Milderung wirtschaftlicher
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Nachteile, die den Arbeitnehmern infolge einer Betriebsänderung 
entstehen. Sind infolge grundsätzlich veränderter Umstände solche 
Nachteile nicht oder nicht mehr im erwarteten Umfang zu erwarten 
oder doch zu vermeiden, so ist dem Arbeitgeber nicht zuzumuten, 
die ursprünglich vorgesehenen Sozialplanleistungen zu erbringen.

b) Durch die geschilderten Vorgänge ist der vereinbarte Sozial­
plan entgegen der Ansicht der Beklagten nicht völlig "hinfällig"
geworden.

Die Beklagte hat nicht von einer geplanten Betriebsänderung, 
hier der geplanten Betriebsstillegung, Abstand genommen, vielmehr 
mit deren Durchführung begonnen, indem sie allen Arbeitnehmern 
fristgemäß kündigte. Diese Kündigung konnte die Beklagte nicht 
einseitig zurücknehmen. Aufgrund der ausgesprochenen Kündigungen 
verloren die Arbeitnehmer zunächst ihren Arbeitsplatz. Die Wei­
terbeschäftigung bei der A GmbH setzte den Abschluß eines
neuen Arbeitsvertrages voraus. Damit kam es zunächst zu dem typi­
schen wirtschaftlichen Nachteil einer Betriebsstillegung, nämlich 
zum Verlust des Arbeitsplatzes, der durch die vereinbarten Abfin­
dungen ausgeglichen werden sollte.

Diese Nachteile ließen sich zwar vermeiden, wenn das Angebot 
der A GmbH angenommen würde, zu unveränderten Arbeitsbe­
dingungen weiterzuarbeiten. Die Arbeitnehmer der Beklagten waren 
jedoch aufgrund der ausgesprochenen Kündigungen zur Annahme die­
ses Angebotes nicht verpflichtet. Sie konnten im einzelnen be­
achtliche und vernünftige Gründe haben, den Abschluß eines neuen
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Arbeitsvertrages mit der A 
aufgrund der bereits ausgesprochenen Kündigung ihr künftiges be­
rufliches Leben in Erwartung der im Sozialplan ausgeworfenen Ab­
findung anders geplant hatten. Von daher ist nicht auszuschlie­
ßen, daß Arbeitnehmern der Beklagten infolge der von dieser ge­
planten und zunächst begonnen Betriebsänderung doch wirtschaftli­
che Nachteile entstanden sind, die durch Sozialplanleistungen 
auszugleichen oder zu mildern sind.

Damit ist nicht der Sozialplan als solcher, sondern ledig­
lich dessen Geschäftsgrundlage entfallen. Da das Landesarbeitsge­
richt dies verkannt hat, war seine Entscheidung aufzuheben.

4. Der Senat kann in der Sache nicht abschließend entscheiden.

Ist die Geschäftsgrundlage eines Sozialplanes weggefallen, 
so ist dieser - wie dargelegt - den veränderten tatsächlichen Um­
ständen anzupassen. Das Landesarbeitsgericht hat - von seinem 
Standpunkt aus zu Recht - keine Feststellungen darüber getroffen, 
ob und ggfs, mit welchem Ergebnis die Betriebspartner eine Anpas­
sung des Sozialplanes schon vorgenommen haben. Die Beklagte hat 
vorgetragen, sie habe in die an die Kündigung des Sozialplanes 
anschließenden Verhandlungen mit dem Betriebsrat alle Arbeitneh­
mer einbezogen. Das mag zutreffen. Diese Verhandlungen haben aber 
nicht zu einer Betriebsvereinbarung geführt, die etwas über die 
Ansprüche der ausgeschiedenen Arbeitnehmer aussagt. Die Betriebs­
vereinbarung Nr. 1/94 vom 22. Juni 1994 bezieht sich ausschließ­
lich auf die Mitarbeiter, die das Weiterbeschäftigungsangebot der 
A GmbH angenommen haben. Auch die Protokollnotiz Nr. 7
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zum Interessenausgleich und zum Sozialplan vom 11. Februar 1994 
bzw. 1. Juni 1993 bezieht sich nur auf die Mitarbeiter, die in 
die A GmbH "übergegangen" sind. Nur für diese stimmte der
Betriebsrat einem Verzicht auf 50 % ihrer Abfindungen aus dem So­
zialplan vom 1. Juni 1993 zu.

Die Beklagte hat weiter vorgetragen, sie habe die Einigungs­
stelle angerufen, da der Betriebsrat Verhandlungen über eine An­
passung des Soziaiplanes abgelehnt habe. Das Einigungsstellenver­
fahren sei dann aber nicht weiterbetrieben worden, da der Ausgang 
des vorliegenden Rechtsstreits abgewartet werden solle. Der Klä­
ger hat dies bestritten. Das Landesarbeitsgericht wird dazu die 
erforderlichen Feststellungen zu treffen haben.

Der Umstand, daß die Beklagte auch in Kenntnis der Entschei­
dung des Senats vom 10. August 1994 eine Anpassung des Sozialpla­
nes nicht weiter betrieben hat, läßt für sich allein den Schluß 
nicht zu, die Beklagte halte eine solche Anpassung nicht mehr für 
erforderlich. Über die Frage, ob überhaupt die Geschäftsgrundlage 
des Sozialplanes weggefallen ist, waren nicht nur der Betriebsrat 
und die Beklagte unterschiedlicher Ansicht, vielmehr ist darüber 
auch im vorliegenden und weiteren gleichgelagerten Verfahren ge­
stritten worden. Noch das Landesarbeitsgericht hat angenommen, 
die Geschäftsgrundlage des Sozialplanes sei nicht entfallen. Von 
daher war es sinnvoll, das Anpassungsverfahren nicht weiter zu 
betreiben. Die Einschaltung einer Einigungsstelle erübrigt sich 
u.U., wenn nunmehr auch der Betriebsrat von einem Wegfall der Ge­
schäftsgrundlage ausgeht.
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Solange es zu einem Abschluß des Anpassungsverfahrens nicht 
gekommen ist, kann über den Anspruch des Klägers nicht abschlie­
ßend entschieden werden. Das Verfahren wird daher ggfs, in ent­
sprechender Anwendung von § 148 ZPO bis zu dessen Abschluß auszu­
setzen sein. Der Anspruch des Klägers ist vom Ausgang eines ande­
ren Verfahrens abhängig. Die Rechtslage ist die gleiche wie in 
einem Fall, in dem die Betriebspartner in einem Beschlußverfahren 
über die Wirksamkeit eines Sozialplanes streiten, der von einem 
der Betriebspartner angefochten worden ist. Sozialplanansprüche 
der Arbeitnehmer sind in ihrem Inhalt und Bestand von dem von den 
Betriebspartnern vereinbarten Sozialplan abhängig (vgl. Urteil 
des Senats vom 17. Februar 1992 - 10 AZR 448/91 - BAGE 69, 367 = 
AP Nr. 1 zu § 84 ArbGG 1979).

Die Gerichte für Arbeitssachen können die Anpassung nicht 
selbst vornehmen. Die Entscheidung darüber, ob und welche durch 
eine begonnene Betriebsänderung begründeten wirtschaftlichen 
Nachteile durch welche Leistungen ausgeglichen oder gemildert 
werden sollen, obliegt allein den Betriebspartnern.

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die Kosten der Revi­
sion zu entscheiden haben.

Matthes Hauck Mikosch

Burger Tirre

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

